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Für Klimaschutz und Freihandel
Angela Merkel und Mauricio Macri betonen Gemeinsamkeiten
Viele Gemeinsamkeiten: Merkel und Macri bei der Pressekonferenz in der Casa Rosada. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc/dpa) - Klimaschutz und Freihandel - das sind die großen Gemeinsamkeiten, die Bundeskanzlerin Angela Merkel und ihr Gastgeber Präsident Mauricio Macri teilen. Dies wurde deutlich bei der Pressekonferenz, die beide gestern Nachmittag in der Casa Rosada im Anschluss an ihr Arbeitsgespräch gaben. Für Merkel war es der erste Besuch in Argentinien. 2002 war mit Gerhard Schröder zuletzt ein deutscher Bundeskanzler nach Buenos Aires gekommen.
Die Kanzlerin dürfte Macris Positionen in Sachen Klima- und Handelspolitik gerne gehört haben angesichts der weltpolitischen Alleingänge von US-Präsident Donald Trump. Bei dem Treffen in der argentinischen Hauptstadt ging es nicht zuletzt um Koalitionen für den bevorstehenden G20-Gipfel im Juli in Hamburg. Danach wird Deutschland den Vorsitz der Gruppe der wichtigsten Industrie- und Schwellenländer turnusgemäß an Argentinien weitergeben.
Eine globale Führungsrolle für Deutschland in unruhigen Zeiten lehnte die Kanzlerin indes ab. Sie betonte stattdessen: „Wir müssen alle zusammenarbeiten und wir setzen uns beide (...) für eine freie offene Welt ein, bei der wir die Globalisierung menschlich gestalten wollen.“ Die weltweiten Herausforderungen könnten nur gemeinsam gelöst werden, meinte die Christdemokratin. Vielleicht könne man durch Abschottung für kurze Zeit einen kleinen Vorteil herausholen. Doch dies sei auf Dauer für die Menschen nicht gut, so die Kanzlerin. Sie lobte Macris wirtschaftliche Reformpolitik, durch die sich Argentinien wieder der Welt geöffnet habe.
Macri erlaubte sich in diesem Zusammenhang einen Seitenhieb gegen seine linksgerichtete Amtsvorgängerin Cristina Fernández de Kirchner: „Argentinien hat gerade eine Zeit hinter sich, in der die internationale Isolierung als Erfolgsformel ausprobiert wurde, um Wachstum zu fördern. Doch dies ist gescheitert.“
Ganz im Sinne offener Märkte sprachen sich Macri und Merkel für den baldigen Abschluss eines Freihandelsabkommens zwischen der Europäischen Union (EU) und dem Mercosur aus. Dadurch würde eine zollfreie Zone mit über 800 Millionen Menschen entstehen. Die Erfahrung zeige, dass bei Abkommen dieser Art stets die positiven Effekte überwogen hätten und Wachstum und Wohlstand gefördert worden seien, verdeutlichte Merkel. Gleichwohl werde es noch „harte Verhandlungen“ geben, bei denen immer auch Kompromisse eingegangen werden müssten. Auch Argentinien würde nicht alle seine Wünsche durchsetzen können.
Eine Verzögerung der Verhandlungen durch die politisch instabile Lage in Brasilien sei nicht zu erwarten, ist Macri zuversichtlich. Eher könnten protektionistische Positionen in Europa noch hinderlich sein. So ist beispielsweise der französische Agrarsektor ein Bremsfaktor bei den bisherigen Verhandlungen gewesen.
In puncto Klimapolitik machte der argentinische Präsident deutlich, dass für ihn das Pariser Abkommen auch nach dem Ausstieg der USA große Wichtigkeit habe. Gerade Argentinien habe in jüngster Zeit durch heftige Überschwemmungen die Folgen zu spüren bekommen, die der Klimawandel mit sich bringe. Merkel würdigte die Ambitionen Argentiniens, für sich selbst noch strengere Normen zu setzen als die in Paris festgelegten.
Wachstumspotenzial in Argentinien sieht Merkel vor allem im Bereich der erneuerbaren Energien. Gerade bei Wind- und Solarenergie könnte Deutschland mit Knowhow zur Seite stehen. Ein weiteres Zukunftsfeld liege im Ausbau der Dualen Ausbildung nach deutschem Vorbild, so Merkel.
Die Kanzlerin wurde bei ihrer Reise begleitet von einer Wirtschaftsdelegation mit Vertretern zehn führender deutscher Unternehmen. Die bereits ansässigen deutschen Unternehmen wollen ihre Geschäfte hierzulande ausbauen. Die meisten von ihnen planen mehr Investitionen und mehr Personal, wie aus einer Umfrage der Deutsch-Argentinischen Industrie- und Handelskammer hervorgeht. Der Vorsitzende, Pablo Di Si, betonte, dass die liberale Ausrichtung der Regierung Macri ein positives Geschäftsklima fördere. Er kritisierte aber bürokratische Hürden, hohe Steuern und schlechte Infrastruktur.
Zu Merkels Besuchsprogramm gehörte neben dem Gespräch in der Casa Rosada auch der Besuch in der Synagoge „Templo Libertad“, eine Konferenz im Polo Científico Tecnológico in Palermo, eine Visite im „Park der Erinnerung“ zu Ehren der Opfer der Militärdiktatur sowie ein abendliches Festessen im Kulturzentrum Kirchner. Bereits morgen fliegt die Kanzlerin weiter nach Mexiko.
Besuch in Synagoge
Buenos Aires (AT/mc/dpa) - Sakrale Atmosphäre herrschte bei Angela Merkels erster Station in Buenos Aires. Die deutsche Kanzlerin nahm in der Synagoge „Templo Libertad“ an der Einweihungszeremonie für die restaurierte „Walcker“-Orgel teil. Diese ist eine der wenigen Exemplare ihrer Art in Synagogen weltweit. In Deutschland gibt es seit den Zerstörungen durch die Nationalsozialisten keine Orgeln dieses Typs in jüdischen Gotteshäusern mehr. Die Bundesregierung hatte die Restaurierung des Musikinstruments finanziell unterstützt.
Merkel bezeichnete die jüdische Gemeinschaft in Buenos Aires als „Brücke“ zwischen Argentinien und Deutschland. Während der Zeit des NS-Regimes waren Zehntausende Juden aus dem Deutschen Reich an den Río de la Plata geflohen. Doch schon beim Bau der Synagoge im Jahr 1897 waren deutschstämmige Juden mit dabei. In Buenos Aires gibt es heute mit rund 250.000 Mitgliedern die größte jüdische Gemeinde Südamerikas.
Der gastgebende Rabbiner Simón Moguilevsky würdigte, dass die Kanzlerin als erstes Ziel bei ihrem eintägigen Argentinien-Besuch das jüdische Gotteshaus ausgewählt habe. Merkel, für den Rabbi die wichtigste Persönlichkeit Europas, stehe für Werte wie Wahrheit, Recht und Frieden. Moguilevsky lobte auch den deutschen Botschafter Bernhard Graf von Waldersee für dessen Engagement für die Restaurierung.
Argentinien
Protest gegen Gewalt an Frauen
Demonstration vor dem Kongress / Urteil im Fall Farré
Der Protestzug vor dem Kongress. (Foto: AP)
Buenos Aires (dpa/mc) - Tausende Menschen haben in Buenos Aires gegen die Gewalt gegen Frauen demonstriert. Sie zogen am Samstag vom Kongress zum Regierungssitz und zeigten Transparente, auf denen zu lesen war „Wir sind der Schrei jener, die keine Stimme mehr haben“ und „Der Staat ist verantwortlich“. Nach Angaben des Obersten Gerichtshofs wurden im vergangenen Jahr in Argentinien 254 Frauen wegen ihres Geschlechts getötet. Nichtregierungsorganisationen gehen von noch höheren Opferzahlen aus.
Vor zwei Jahren gingen erstmals Tausende hierzulande gegen frauenfeindliche Gewalt auf die Straße. Damals wurde das Land vom Fall Chiara Páez erschüttert. Die 16-Jährige wurde von ihrem Freund getötet, weil sie schwanger geworden war und nicht abtreiben wollte. Nach Einschätzung von Frauenverbänden tut der Staat zu wenig gegen diese Form der Gewalt. „Schluss mit der Macho-Gewalt, Schluss mit der Komplizenschaft des Staates“, hieß es in einer gemeinsamen Erklärung mehrerer Organisationen.
In einem viel beachteten Fall in Sachen Gewalt gegen Frauen wurde am Dienstag ein Urteil gesprochen. Eine lebenslange Freiheitsstrafe sprach das Schwurgericht in San Isidro gegen den einstigen Geschäftsmann Fernando Farré aus. Die insgesamt zwölf Geschworenen sahen es nach sieben Verhandlungstagen als erwiesen an, dass der heute 54-Jährige am 21. August 2015 seine Frau Claudia Schaefer auf besonders brutale Weise mit 66 Messerstichen getötet hat. Die Tat ereignete sich in einem Wochenendhaus im Country Martindale, das das Paar gemeinsam gemietet hatte. Die Frau war dorthin mit ihrem Anwalt gekommen, um ihre Sachen abzuholen. Als die Eheleute für einen Moment alleine waren, kam es zu der Bluttat.
Argentinien
Durchwachsener Auftakt für „Cambiemos“
Sieg in Corrientes, aber Rückschläge in La Rioja und im Chaco
Buenos Aires (AT/mc) - Mit einem Sieg und zwei Niederlagen ist Mauricio Macris Wahlallianz „Cambiemos“ („Wir verändern“) in das Wahljahr gestartet. Während das Regierungsbündnis bei Vorwahlen im Chaco und Parlamentswahlen in La Rioja den Peronisten unterlag, konnte es sich bei der Bürgermeisterwahl in der zuletzt peronistisch regierten Provinzhauptstadt Corrientes mit seinem Kandidaten Eduardo Tassano durchsetzen. Der Arzt, dessen politische Heimat Macris Koalitionspartner UCR ist, brachte es auf 52,51 Prozent der Stimmen und verwies damit den Amtsinhaber Fabián Ríos (44,1 %) auf den zweiten Platz.
Corrientes ist eine von den landesweit nur fünf Provinzen, in denen „Cambiemos“ regiert. Der Gewinn der Provinzhauptstadt gilt dem Macri-Lager als strategisch wichtiger Meilenstein, um die Macht in dem Gliedstaat zu behaupten. Innenminister Rogelio Frigerio hatte sich als Redner in den Wahlkampf eingebracht. Zudem unterzeichnete er mit Provinzgouverneur Ricardo Colombi eine Vereinbarung zum Bau von 1400 Wohnungen.
In La Rioja, wo in sieben Bezirken insgesamt 18 Provinzabgeordnete gewählt wurden, behauptete sich der Peronismus mit rund 50 Prozent als stärkste politische Kraft. „Cambiemos“ kam lediglich auf 35 Prozent. Der einstige Gouverneur und heutige Provinzvorsitzende der Peronistischen Partei (PJ), Luis Beder Herrera, sprach davon, dass die Wähler dem „Modell des sozialen Kahlschlags“ der Macri-Regierung eine Abfuhr erteilt hätten.
Auch bei den Vorwahlen im Chaco, bei denen Kandidaten für die Parlamentswahlen der Provinz ermittelt wurden, blieb „Cambiemos“ nur die Rolle des zweiten Siegers. Stärker als die Wahlallianz des Präsidenten war das Bündnis „Chaco merece más“ („Der Chaco verdient mehr“) von Gouverneur Domingo Peppo und Jorge Capitanich, dem einstigen Kabinettschef von Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, der heute Bürgermeister der Provinzhauptstadt Resistencia ist. Peppos Liste konnte 47 Prozent der Wähler überzeugen. Auf „Cambiemos“ entfielen 35 Prozent. Drittstärkste Kraft wurde die Arbeiterpartei (PO) mit fünf Prozent. Entgegen dem Gesamttrend der Provinz setzte sich in Resistencia indes „Cambiemos“ durch.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Ärger über Papst-Brief
Für Verstimmung hat die demonstrative Unterstützung von Papst Franziskus für die inhaftierte Sozialaktivistin Milagro Sala gesorgt. „Bestürzt und betrübt“ zeigten sich diejenigen, die gegen Sala Anzeige erstattet haben. Sie forderten das Kirchenoberhaupt in einem Brief auf, auch ihren „Schmerz“ zu berücksichtigen. Franziskus hatte Sala anlässlich ihres 500. Hafttages am 30. Mai geschrieben, „ihren Schmerz und ihr Leiden“ zu verstehen. Der Pontifex versicherte der Chefin der Organisation „Tupac Amaru“, ihr mit Gebeten beistehen zu wollen. Zugleich äußerte er den Wunsch, dass sich Salas Situation alsbald und mit günstigem Ausgang kläre. Die Anzeigeerstatter beschweren sich nun, dass ihre Position nicht ausreichend verstanden werde. Ihnen sei viel Leid zugefügt worden: „Sie schlugen mich, als ich die Tupac Amaru verlassen wollte“, zitiert die Zeitung „Clarín“ Ivana Velázquez, die zu denjenigen gehört, die den Prozess gegen Sala angestrengt haben. Letztere wurde im Januar 2016 wegen Landfriedensbruchs festgenommen. Mittlerweile wird auch wegen Veruntreuung öffentlicher Gelder gegen die indigene Aktivistin ermittelt.
Prekäre Beschäftigung weiter hoch
Der Anteil der prekären Beschäftigten ist weiter hoch im Land. Von insgesamt 17 Millionen Menschen, die entweder abhängig beschäftigt oder freiberuflich sind, befinden sich 10 Millionen in Arbeitssituationen, die als prekär oder instabil bezeichnet werden können. Hinzu kommen noch 1,5 Millionen Menschen, die arbeitslos sind. Dies ergab eine Studie der Katholischen Universität. Anders gewendet: Nur 7 Millionen bzw. 41,1 Prozent aller Berufstätigen haben Jobs, die vollumfänglich mit Arbeitsrechten und Sozialansprüchen ausgestattet sind. Von denjenigen jedoch, die sich in prekären Beschäftigungsverhältnissen befinden, arbeitet jeder Dritte schwarz. Drei von zehn Beschäftigten sind auf das staatliche Gesundheitssystem angewiesen, das kostenlos ist. Von durchschnittlich zehn Freiberuflern entrichten sieben keine Rentenbeiträge. Der Armutsanteil an der Bevölkerung stieg laut der Studie auf insgesamt 32,9 Prozent an - allen Sozialprogrammen zum Trotz. 2016 habe sich die soziale Lage im Land unter dem Strich weiter verschärft, so die Macher der Studie.
Land weniger gespalten?
Die politische Spaltung in Argentinien ist nicht so stark ausgeprägt, wie oftmals angenommen. Zu diesem Ergebnis zumindest kommt eine Umfrage des Meinungsforschungsinstituts „Management & Fit“ (M&F), die in dieser Woche von der Zeitung „Clarín“ veröffentlicht wurde. Demnach gaben 46 Prozent der Befragten an, sich weder zum Regierungslager noch zur Kirchner-Opposition zu zählen. 29 Prozent der Befragten erklärten, hinter der Regierungspolitik von Präsident Mauricio Macri zu stehen. 25,2 Prozent sympathisieren mit dem Kirchner-Lager oder einer anderen Strömung innerhalb des Peronismus. Die Macri-Anhänger haben ihre Hochburgen in der Stadt Buenos Aires und der Provinz Córdoba. Das Kirchner-Lager ist besonders in der Provinz Buenos Aires stark. Im harten Kern der Macri-Sympathisanten sind die Frauen in der Überzahl, auf der Kirchner-Seite ist das Verhältnis andersherum.
Evangelikale Präsenz
Evangelikale Gruppen sind im Kommen: Am Nationalfeiertag folgten zahlreiche Gläubige in insgesamt 150 Orten des Landes dem Aufruf „Argentina ora“ („Argentinien betet“). Dabei ging es nicht nur um Religion, sondern auch um politische Forderungen. In Buenos Aires versammelten sich Tausende am Obelisken. „Wir beten zu Gott für die Nation, für die Regierung und für Einheit. Wir beten, dass sich das Land vom Übel des Drogenhandels, der Gewalt, Korruption und Familienproblemen erholt“, fasste Jorge Gómez die Anliegen der Teilnehmer zusammen. Gómez leitet die Argentinische Evangelische Allianz. Pastor Osvaldo Carnival ergänzte: „Wir haben uns versammelt, um für die Linderung der Probleme zu beten, unter denen unser Land derzeit leidet.“ Neben Gebeten bestimmten auch christliche Gesänge die einstündige Versammlung.
Neuer Metrobus
Die Stadt Buenos Aires ist um eine weitere Metrobus-Strecke reicher. Am Dienstag weihten Präsident Mauricio Macri und der Regierende Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta den neuen, 2,9 Kilometer langen Abschnitt ein, der sich auf den Straßen Leandro N. Alem und Paseo Colón erstreckt. Der „Metrobus del Bajo“ verbindet die Stadtteile Retiro und San Telmo. Die Verkehrsplaner der Stadtregierung gehen davon aus, dass von der Neuerung täglich rund 300.000 Menschen profitieren. Metrobus ist ein System, das exklusive Spuren für Busse in der Fahrbahnmitte vorsieht. Dort befinden sich auch moderne Haltestellen. Der neue Abschnitt wird von 30 Buslinien befahren. (AT/mc)
Meinung
Nisman
Am Sonntag, den 18. Januar 2015 wurde Staatsanwalt Natalio Alberto Nisman mit einem Schuss im Kopf tot im Badezimmer seiner Wohnung in Puerto Madero gefunden. Er hatte gerade seine Anklage gegen die Präsidentin Cristina Kirchner wegen des Iran-Abkommens fertig gestellt und solle am Montag im Kongress den Fall vorbringen. Nismans Tod wurde von der Präsidentin und auch von anderen Regierungssprechern sofort und ohne eine genauere Kenntnis des Falles als Selbstmord dargestellt. Indessen passte Nisman keineswegs in das Schema eines depressiven Selbstmörders, und er stand mit seiner Rede vor dem Kongress kurz vor einem Höhepunkt seines Lebens. Die konkreten Umstände seines Todes schließen ebenfalls einen Selbstmord aus. Das wurde von Anfang an eindeutig festgestellt, aber von der zuständigen Staatsanwältin Viviana Fein zunächst in Frage gestellt.
Jetzt haben die medizinischen Experten der Gendarmerie ohne jeden Zweifel bestimmt, dass Nisman ermordet wurde. Dabei kommen zwei mögliche Täter in Frage: Iran und der staatliche Geheimdienst. Inzwischen konnte festgestellt werden, dass keine Spur auf Iran zeigt, wobei jener Staat damals das Interesse an der Angelegenheit verloren hatte, nachdem das berüchtigte Verständigungsmemorandum nicht einmal vom iranischen Parlament genehmigt wurde. Hingegen verhandelte die Regierung von Iran damals mit den USA über Zusammenarbeit auf atomarem Gebiet, und man kann davon ausgehen, dass sie es bestimmt vermeiden wollte, diese wichtige Angelegenheit mit einer Verwicklung in den Nisman-Mord zu stören.
Hingegen hatte Cristina K. ein Motiv, um Nisman zu töten, wobei der Geheimdienst den Mord ohne Schwierigkeiten bewerkstelligen konnte. Auch die Tatsache, dass die Regierung bei ihrer Untersuchung des Falles schlampig vorgegangen ist und dabei Beweismaterial zerstört hat, deutet in diese Richtung. Bisher war Cristina in vielen Fällen wegen Korruption angeklagt worden. Die Mitverantwortung für einen Mord, und dazu noch von einem Staatsanwalt, hat eine ganz andere Bedeutung.
Doch abgesehen vom Tod Nismans geht es jetzt um seine Anklage wegen des Abkommens mit Iran. Kurz gefasst liegt der Fall so: laut Cristina K. und ihrem Außenminister Héctor Timerman ist die Initiative von der argentinischen Regierung ausgegangen, da das Verfahren über das schwere Attentat, bei dem das Gebäude des jüdischen Hilfswerks AMIA zerstört wurde und dabei 83 Menschen umkamen, in eine Sackgasse geraten war, die durch die Weiterführung des Verfahrens in Iran überwunden werden sollte. Das hatte jedoch keinen vernünftigen Sinn und war eine glatte Lüge. Die Initiative ging von Iran aus, nachdem Interpol einen Haftbefehl gegen hohe Beamte der Regierung jenes Landes verfügt hatte, die somit nicht ins Ausland reisen konnten. Premierminister Ahmadinedschad hatte Hugo Chávez, gebeten, sich bei Cristina K. für ein Abkommen einzusetzen, dass die Iran-Beamten vom Interpol-Haftbefehl befreien würde, und Chávez überzeugte dann Cristina K., die in diesem Sinn handelte. Sie hat sich offensichtlich das Thema nicht zwei Mal überlegt.
Die jüdische Gemeinschaft, in Argentinien und auf der ganzen Welt, war empört. Die AMIA-Tragödie war zu groß, um die Verfolgung der Täter, der Terroristengruppe Hisbollah, die nachweislich auf die Unterstützung der iranischen Regierung zählte, einfach aufzugeben. In diesem Sinn haben Vertreter der lokalen jüdischen Gemeinschaft den damaligen Aussenminister Héctor Timerman (der auch Jude ist), wegen Vaterlandsverrat angeklagt. Und eventuell kommt noch die gleiche Klage auf Cristina K. zu. Der Fall liegt jetzt Richer Claudio Bonadio vor, nachdem ihn Richter Rafecas vorher als gegenstandslos abgewiesen hatte, was die Berufungskammer revidierte.
Meinung
Im Blickfeld: Macrons Generalprobe
Von Stefan Kuhn
Alles blickt auf Großbritannien, wo am Donnerstag ein neues Parlament gewählt wurde. Die Wahlen, das Endergebnis sollte am heutigen Freitag bekanntgegeben werden, sind wider Erwarten doch noch spannend geworden. Die oppositionelle Labour-Partei hat in den letzten Tagen stark aufgeholt. Wesentlich wichtiger für Deutschland und die Europäische Union sind allerdings die französischen Parlamentswahlen, deren erste Runde am Sonntag stattfindet. Denn egal, ob die konservative britische Premierministerin Theresa May oder ihr linker Gegner Jeremy Corbyn die Unterhauswahlen gewinnt, wird sich am Brexit nichts ändern. Es geht mehr darum, ob er weich oder hart wird. Und das betrifft in erster Linie das Vereinigte Königreich selbst.
In Frankreich geht es um mehr. Es geht um die Zukunft der EU. Am Sonntag und bei der Stichwahl eine Woche später entscheidet sich, wie handlungsfähig der neue Präsident Emmanuel Macron sein wird. Sollte Macron mit seinen Reformvorhaben scheitern, dann hat auch Europa kaum noch eine Zukunft, denn das dürfte das nationalistische Bewegungen in den europäischen Staaten stärken.
Vor den französischen Präsidentschaftswahlen schien ein Wahlsieg von Macrons Bewegung „En Marche!“ unwahrscheinlich. Das Parlament, die Nationalversammlung, wird nach dem Mehrheitswahlrecht gewählt. In den 577 Wahlkreisen dominierten die großen Parteien, die konservativen Gaullisten der UMP, die sich heute Republikaner nennen, und die Sozialisten der PS. Wie sehr das Mehrheitswahlrecht Stimmenanteile verzerren kann, zeigen die letzten Parlamentswahlen. 2012 kamen die Konservativen im ersten Wahlgang auf 27 Prozent der Stimmen und erreichten nach der Stichwahl 185 Mandate. Die rechtsextreme Nationale Front Marine Le Pens stellte am Ende zwei Abgeordnete, obwohl sie im ersten Wahlgang 13,5 Prozent erreicht hatte. Es war schlicht unvorstellbar, dass sich Macrons gerade mal ein Jahr alte Bewegung gegen die Altparteien durchsetzen hätte können.
Das ist überholt. Die Lage hat sich mit rasender Geschwindigkeit verändert. Inzwischen zur Partei „La République en Marche“ (REM) geworden, haben Macrons Anhänger gute Chancen auf eine absolute Mehrheit in der Nationalversammlung. REM tritt in einem Wahlbündnis mit der liberalen MoDem (Demokratische Bewegung) des zentristischen Politikers François Bayrou an. In rund 50 Wahlkreisen stellt das Wahlbündnis keine Kandidaten auf, weil dort Politiker anderer Parteien antreten, die als Unterstützer des Präsidenten gelten. In 21 Wahlkreisen kandidieren gemäßigte Politiker der Sozialistischen Partei auf der REM/MoDem-Liste, 80 Wahlkreise sind für MoDem-Kandidaten reserviert. Bayrous Motive sind nicht altruistisch. Selbst wenn sich nur ein Zehntel der MoDem-Kandidaten durchsetzen sollte, wäre das schon ein Erfolg. Bisher stellt seine Partei nur zwei Abgeordnete.
Für Macrons neugegründete Partei sind die Parlamentswahlen kein Sprung ins kalte Wasser. Sie hat viele erfahrene Politiker in ein Wahlbündnis integriert. Dazu kommt, dass Macron selbst aus der PS kommt und sozialliberale Politiker mitgezogen hat. REM ist kein Amateurverein.
Ein weiterer Pluspunkt für Macrons Wahlbündnis ist der Einbruch der Großparteien bei der Präsidentschaftswahl. Die Kandidaten von Sozialisten und Republikanern haben den Einzug in die Stichwahl verpasst. Die Sozialisten, die mit François Hollande den Präsidenten und - mit einer Mehrheit in der Nationalversammlung - auch den Premier stellten, sind tief gefallen. Ihr Präsidentschaftskandidat Benoît Hamon hatte am 23. April mit 6,4 Prozent nur den fünften Platz erreicht. Auch die Republikaner stehen vor einem Neuanfang.
Für Macron spricht auch, dass er den Schwung aus den Präsidentschaftswahlen mitnehmen kann und die französischen Wählerinnen und Wähler seit 2002 den neugewählten Präsidenten immer mit einer Parlamentsmehrheit ausgestattet haben. In dieser Hinsicht ist auch das Mehrheitswahlrecht hilfreich. Es ist ungerecht, schafft aber eher Regierungsfähigkeit als das Verhältniswahlrecht. Die französische Variante tut das auch besser als das britische Urmodell. In Frankreich gibt es Stichwahlen, wenn ein Kandidat in der ersten Runde keine absolute Mehrheit hat. Diese gilt auch nur, wenn der Kandidat mindesten 25 Prozent der Wahlberechtigten hinter sich hat. In der Stichwahl dürfen nur Kandidaten antreten die zuvor mindestens 12,5 Prozent der Wähler hinter sich haben. In der zweiten Runde reicht dann eine relative Mehrheit für ein Mandat. Diese Version ist etwas gerechter. Mit ihr kann man im zweiten Wahlgang zumindest das kleinere Übel wählen.
Zudem gibt es Absprachen. Parteien ziehen Kandidaten zurück, die in der Stichwahl chancenlos sind. Als Gegenleistung macht die begünstigte Partei dann das gleiche in anderen Wahlkreisen. Das ist im Übrigen der Grund, warum die rechtsextreme FN im Parlament so schwach vertreten ist. Diese Praxis macht aber präzise Umfragen über den Wahlausgang schwierig. Die Prognosen über eine absolute Mehrheit für Macron sind deshalb alles andere als sicher. Gefährlich wäre es, wenn diese taktischen Absprachen nicht stattfinden würden. So könnte etwa die Linke ihre Kandidaten nicht zurückziehen, weil sie sich vor Macrons Reformen mehr fürchtet als vor den Konservativen oder Rechtsextremen. Solche Manöver könnten Macron entscheidend schwächen.
Dazu kommt noch ein weiterer Unsicherheitsfaktor. Macron scheint es ernst mit einem Neuanfang zu nehmen. Die Hälfte seiner Kandidaten sind politische Quereinsteiger. Das kann sich positiv auswirken oder ein Schuss nach hinten sein, denn häufig müssen die politisch unerfahrenen Kandidaten gegen Platzhirsche der Altparteien antreten. Der „frische Wind“ könnte der Erfahrung unterliegen. Am Sonntagabend wird man zumindest ein wenig klarer sehen.
Meinung
Randglossen
Für den 13. August sind die sogenannten Vorwahlen (Paso) und für den 22. Oktober 2017 die nationalen Kongresswahlen (Kongress und Senat) angesagt. In der Folge bewerben sich derzeit die Politiker um Wahlämter. Für Präsident Mauricio Macri sind diese Parlamentswahlen von Bedeutung, weil er mit einer Stärkung seiner Position in beiden Häusern rechnet. Derzeit sind Macri-Anhänger in der Minderheit, so dass die Gesetzesvorlagen mit der Opposition ausgehandelt werden müssen. Das gelang ihm in einigen Fällen, während andere Initiativen scheiterten. Die Wähler werden bei den PASO-Wahlen entscheiden, welche Kandidaten antreten und wer im Oktober Chancen auf ein Amt hat. Noch fehlt die große Unbekannte: Niemand weiß, ob sich Expräsidentin Cristina Kirchner als Kandidatin für die Deputiertenkammer oder den Senat in der Provinz Buenos Aires, wo sie geboren wurde, oder in Santa Cruz, wo sie eine Wohnsitz hat, stellen wird.
Es ist schon ein wenig paradox. Als überzeugter Europäer wünscht man sich eigentlich eine Niederlage der konservativen britischen Premierministerin Theresa May bei den britischen Unterhauswahlen, weil dadurch eine minimale Chance für den Verbleib des Vereinigten Königreichs in der EU besteht. Auf der anderen Seite ist für die Europäische Union ein Wahlsieg Mays besser, denn die britische Regierungschefin steht für eine kompromisslose Scheidung. Diese wiederum würde potenzielle Nachahmungstäter wie Polen, Ungarn oder Tschechien von ähnlichen Schritten abhalten. Kommt es zu einem Regierungswechsel und einem weichen Brexit mit Zugang zum Binnenmarkt könnte das Beispiel Schule machen. Für überzeugte Europäer gibt es nur eine Lösung: sich britisch gelassen zurückzulehnen. Die Briten bekommen die Regierung, die sie verdienen. Den Brexit haben sie sich auch verdient.
Der Apfel fällt nicht weit vom Stamm. Diesmal ist es nicht Donald Trump, der durch Blödheit oder schlichte Ignoranz auffällt, sondern sein Sohn Eric. Der zweitälteste männliche Sprössling leitet zusammen mit seinem Bruder Donald junior das trumpsche Firmenimperium während Daddy im Weißen Haus dilettiert. Eric beklagte sich in einem TV-Interview bitter über den „unmenschlichen Hass“, den die Demokratische Partei seinem Vater entgegenbrächte. Davon ist allerdings recht wenig zu spüren. Papa Trump selbst war es, der Hass in den politischen Diskurs eingeführt hat. Die Demokraten haben sich bisher nicht darauf eingelassen. Sie opponieren im Rahmen der Verfassung. Wenn Trump junior demokratische Opposition als Hass interpretiert, kann man nur entgegnen: „Heul weiter Eric...“
Wirtschaft
Steuereinnahmen im Mai: +21%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschließlich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Mai 2017 mit $ 206,05 Mrd. um 21% über dem Vorjahr, also unter der Inflation, was eine reale Abnahme bedeutet. Doch das ist vorwiegend auf den Rückgang bei Exportsteuern zurückzuführen. In 4 Monaten 2017 waren es $ 989,93 Mrd., 30,9% über dem Vorjahr. Doch hier kommt auch die erfolgreiche Weißwaschung zum Ausdruck, die sich im 1. Quartal des Jahres stark auswirkte.
Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 52,28 Mrd., +18%. Hier hat sich die Erhöhung des steuerfreien Minimums ausgewirkt, und auch die schwache Konjunktur. Die Inflationswirkung, die zur Besteuerung von Buchgewinnen führt und die Wirkung der progressiven Skala erhöht, hat dies nicht ausgeglichen.
- Mehrwertsteuer: $ 59,73 Mrd., +30,5%. Die direkt vom Steueramt eingenommene MwSt. stieg um 35,3%, und die vom Zollamt einbehaltene MwSt. um 28,4%. Das weist auf einen höheren internen Umsatz und niedrigere Importe, besonders von Konsumgütern (die einen höheren Zollsatz zahlen) hin. Die Rückgabe der an Exporteure wegen vorher bezahlter MwSt. stieg im Mai um 775% auf $ 1,4 Mrd.
- Interne Steuern: $ 4,94 Mrd., +69,8%. Hier hat sich vor allem die Erhöhung der Zigarettensteuer ausgewirkt, die den Hauptanteil an diesen Steuern hat.
- Exportzölle: $ 6,79 Mrd., -14%. Hier hat sich die Abschaffung, bzw. Verringerung, dieser Steuer ausgewirkt.
- Importzölle: $ 5,36 Mrd., +14,6%.
- Benzinsteuer: $ 4,3 Mrd., +81,8%. Die Zunahme des Benzinpreises wurde nur minimal durch niedrigeren Konsum ausgeglichen.
- Andere Brennstoffsteuern: $ 1,72 Mrd., +103,1%. Hier kommt beim Dieselöl einmal die Preiserhöhung zum Ausdruck, dann aber auch der wegen erhöhter Aussaat und Ernte von Getreide und Ölsaat gestiegene Konsum.
- Weitere Brennstoffsteuern (auf Pressgas, Benzin und Dieselöl): $ 3,02 Mrd., +36,5%.
- Schecksteuer: $ 13,34 Mrd., +30,5%.
- Sozialabgaben: $ 54,63 Mrd., +27,8%.
Von den gesamten Einnahmen entfallen $ 83,04 Mrd. (40,29%) auf den Nationalstaat, $ 52,49 Mrd. auf die Provinzen (25,47%), $ 62,80 Mrd. (30,47%) auf das System der sozialen Sicherheit (ANSeS) und $ 7,18 Mrd. (3,79%) auf sogenannte “nicht budgetäre Ausgaben” (Ausgaben der AFIP und verschiedene Zusatzsteuern).
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 16,28, gegen $ 16,40 eine Woche zuvor. Ab Ende Dezember 2016 stieg der Kurs nur um 0,68%, nachdem er zunächst stark zurückgegangen war. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 45,08 Mrd. gegen u$s 43,14 in der Vorwoche. Die ZB hat Devisen auf dem Markt gekauft, um einen Kursverfall zu vermeiden. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.5.18 bei $18,86, was einen Jahreszinssatz von 18,86% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 0,58%, liegt aber um 31,33% über Ende 2016.
***
Die argentinischen Staatstitel weisen in einer Woche zum Mittwoch Kursgewinne auf. Die Veränderungen waren wie folgt: Argentina 2019: +0,28%; Argentina 2021: +0,78%; Argentina 2016%; +1,45%; Argentina 2046: +2,87%; Bonar 2024: +0,63%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 340 pro Gramm gehandelt, unverändert gegenüber der Vorwoche, und bei 24 Karat zu $ 485,74, gegen $ 485,75 eine Woche zuvor.
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 5.06.17 um 27,87%, nachdem die letzten 30 Tage einen Rückgang von 4,07% verzeichnen, der mit einer hohen Unterbringung von Lebac-Wechseln erreicht wurde. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Zinn umfasst, nahm in einem Jahr um 32,08% zu.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos nahmen in 12 Monaten zum 5.06.17 um 31,47% auf $ 1,7 Bio. zu, und die gesamten Kredite stiegen um 24,37% auf $ 1,07 Bio. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 76,93% auf $ 27,05 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 108,62% auf 12,32 Mrd. zu. Die Dollardepositen sind in 30 Tagen um 5,95% gefallen, nachdem Schatzscheine in Dollar eine höhere Rendite boten.
***
Im Jahr 2016 wies die bilaterale Handelsbilanz mit Deutschland für Argentinien ein Defizit von u$s 1,78 Mrd. aus, bei Importen von u$s 3,05 Mrd. und Exporten von u$s 1,27 Mrd. Die Importe teilen sich folgendermaßen auf: Maschinen und elektrische Haushaltsgeräte: u$s 902 Mio.; Pharmaprodukte: u$s 462 Mio.; Kfz und Eisenbahnmaterial: u$s 437 Mio.; Teile für elektronische Produkte: u$s 241 Mio.; Andere Produkte: u$s 1.011 Mio. Die Exporte entfallen auf folgende Produkte: Fleisch und Fleischprodukte: u$s 273 Mio; Erze: u$s 177 Mio.; Nahrungsmittel ohne Verarbeitung: u$s 166 Mio.; Kfz und Zubehörteile: u$s 142 Mio.; Andere: u$s 514 Mio. Die Exporte landwirtschaftlicher Produkte und, vor allem, deren Industrieprodukte (Speiseöl, Leder u.a.) sind wegen Importrestriktionen und differenziellen Zöllen begrenzt.
***
Die US-Anwaltskanzlei Akerman, die den argentinischen Staat bei der Klage des Geierfonds Burford verteidigt, hat sich auf das Argument gestützt, dass die Übernahme der Repsol-Aktien durch den Staat auf dem Souveränitätsprinzip beruht, das in den Vereinigten Staaten durch die Doktrin des “Act of State” eingeführt wurde. Das bedeutet, dass der US-Staat und die US-Justiz in diesem Fall keine Entscheidungsbefugnis haben. Der Burford-Fonds hatte einen Prozess übernommen, den die Eskenazi-Gruppe angestrengt hatte, weil ihr Kauf (der ein Geschenk war) von 25% des YPF-Aktienpaketes bei der staatlichen Übernahme der Kapitalmehrheit von YPF nicht beachtet wurde, und sie dabei Schaden erlitten, der auf über u$s 3 Mrd. angesetzt wurde. Die Regierung von Cristina Kirchner hat das juristische Problem nicht berücksichtigt, das damals beim Aktienpaket der Eskenazi-Gruppe aufgekommen ist, das mit einem Verzicht der Eskenazis (die ohnehin Strohmänner der Kirchners waren) hätte gelöst werden können. Nach dem Regierungswechsel konnte Cristina Kirchner die Eskenazis nicht mehr unter Druck setzen, so dass diese sich als echte Käufer der Aktien, und nicht als Strohmänner ausgaben. Es ist allerdings auch möglich, dass Cristina K. hinter den Eskenazis steckt und ein Geschäft auf Kosten des Staates machen will. Die Regierung hat den Fall bisher nicht aufgeklärt.
***
Die Stadt Buenos Aires hat die Bruttoumsatzsteuer auf finanzielle Swap-Geschäfte der ZB abgeschafft. Das erleichtert diese Geschäfte, für die diese Steuer eine anormal hohe Belastung darstellte. Der Satz dieser Steuer betrug 7%, was 1,8 Prozentpunkte auf die Rendite ausmacht, die die Banken bei diesen Geschäften erhalten.
***
Die Nationaldirektion zur Verteidigung des Konsumenten hat Bußen von insgesamt $ 18,33 Mio. in den ersten 5 Monaten 2017 gegen die großen Supermarktketten verhängt, nachdem 323 Lokale kontrolliert wurden, bei denen festgestellt wurde, dass die Normen nicht eingehalten wurden, die sich auf Preisschilder u. dgl. (30%), auf das Funktionieren der Waagen (21%), auf Werbung (17%), auf den Nettoinhalt der Pakete (16%), auf die Einhaltung der “gepflegten Preise” (14%) u.a. Themen (2%) beziehen. Bestraft wurden Carrefour, Jumbo, Disco, Vea, Coto, Walmart, Makro, Josimar und La Anónima. Hingegen wurden keine strafbaren Tatbestände bei Diarco, Maxiconsumo, Mycar, Vital und Jaguar festgestellt. Die zahlreichen “chinesischen” Supermärkte u.a., die unabhängig sind, wurden nicht erwähnt.
***
Im April 2017 wurden 4032 Immobilienkäufe in der Stadt Buenos Aires eingetragen, 20,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat und 10,7% unter März 2017, gab das Kollegium der Notare der Stadt bekannt. Es war die höchste Zahl in den letzten 6 Jahren. In den ersten 4 Monaten 2017 betrug die Zunahme gegenüber dem Vorjahr 45%. In Werten waren es im April $ 8,94 Mrd., 98,1% über dem Vorjahr. Der Durchschnittsbetrag pro Kauf lag mit $ 2,2 Mio. um 64,4% über dem Vorjahr.
***
Die Verhandlungen zwischen der Metallarbeitergewerkschaft (UOM) und den Unternehmerverbänden schlossen in der Vorwoche mit einer Lohnzunahme von insgesamt 25%. Die Erhöhung beträgt eigentlich 23%, von der 12% ab 1. April und 11% ab September gezahlt werden, so dass die Zunahme, bezogen auf die 12 Monate des Abkommens, im Durchschnitt niedriger ist. Hinzu kommen dann noch $ 4000, von denen $ 2000 im Oktober und $ 2000 im Februar 2018 gezahlt werden. Auf diesen Betrag werden keine Sozialabgaben berechnet.
***
Die AFIP hat den Termin für die Einreichung der eidesstattlichen Erklärungen und Zahlung der Gewinnsteuer und der Steuer auf persönliche Güter vom 22. auf den 26. Juni verlegt. Ebenfalls wurde der Termin für die Einreichung der Erklärung des Einkommens von Arbeitnehmern, die über $ 500.000 pro Jahr verdienen, vom 30. Juni auf den 14. Juli verschoben.
***
Bei der Ausschreibung des Tunnels “Agua Negra”, der die Provinz San Juan mit der chilenischen Ortschaft Coquimbo in 4000 Meter Höhe verbinden soll, haben 10 Unternehmenskonzerne Offerten eingereicht, darunter auch die italienischen Ansaldo und Impregilo, die spanischen OHL und PCC, und die chinesischen CCCC und Power China. Die Kosten des Projektes wurden auf u$s 1,5 Mrd. veranschlagt. Für Argentinien ist dieses Projekt besonders wichtig, weil es direkten Zugang zu chilenischen Häfen verleiht.
***
Der Gewinn der ZB sank 2016 gegenüber dem Vorjahr um 54% auf $ 67,45 Mrd. Der Rückgang erklärt sich einmal durch die geringe Abwertung des Jahres, aber hauptsächlich durch die Zinsen auf Lebac-Wechsel, die von $ 79,76 Mrd. im Jahr 2015 auf $ 163,43 Mrd. 2016 gesprungen sind. Ohne den Abwertungsgewinn, der einer Buchgewinn ist, weist die ZB-Bilanz für 2016 einen hohen Verlust auf.
***
Der Mengenumsatz des kleinen Einzelhandels lag im Mai um 2,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber 6,3% über April, berichtet der Verband CAME. Die ersten 5 Monate lagen um 3,4% unter dem Vorjahr. Die “Online-Umsätze” lagen beim interannuellen Vergleich im Mai um 3,1% über dem Vorjahr, als Ergebnis der Förderungsprogramme “hot sale”. Wenn man alles zusammenzählt, lag Mai 2017 nur um 1,8% unter dem Vorjahr. Der Umsatzrückgang war besonders betont in den Provinzen Misiones (-6,9%), Formosa (-6,1%), und Mendoza (-4%), als Folge der zahlreichen Einkaufsreisen in Nachbarländer, die die gleichen Waren viel billiger anbieten. Auch in Santa Cruz fand ein hoher Rückgang (-5,2%) statt, der mit der tiefen Krise zusammenhängt.
***
Der Asphaltkonsum lag im Mai mit 49.000 Tonnen um 175% über dem Vorjahr, berichtet das Transportministerium. Asphalt wird fast nur beim Straßenbau (und der Reparatur) u.dgl. verwendet.
***
Im 1. Quartal 2017 stieg die Arbeitslosigkeit in der Bundeshauptstadt gegenüber dem Vorjahr von 8,6% auf 9,4% der aktiven Bevölkerung, teilt des Statistische Amt der Stadt Buenos Aires mit. Dabei stieg die aktive Bevölkerung von 1,66 Mio. auf 1,70 Mio, und die Zahl der Beschäftigten von 1,51 Mio. auf 1,54 Mio. Die Zahl der Arbeitslosen nahm von 142.500 auf 160.879 zu. Von den 45.000 Personen, die sich um einen Arbeitsplatz bemüht haben, haben ihn nur 27.000 erhalten.
***
Bei der neuen Runde der Lohnverhandlungen, die zunächst die Nahrungsmittelindustrie, die Reifenproduktion und den Lastwagenverkehr umfasst, liegen die Forderungen der Gewerkschaft über 30%, weit entfernt von der offiziellen Richtlinie von 20%. Die Unternehmerverbände bieten zunächst viel weniger, bei Zahlung der Zunahme in Raten.
***
Im Mai lag die Kfz-Produktion der 11 Fabriken des Landes mit 45.273 Einheiten um 13,9% über dem gleichen Vorjahresmonat und 20% über April, teilt der Verband Adefa mit. In 5 Monaten waren es 173.908 Einheiten, 4,6% unter dem Vorjahr, wobei die Produktion von Automobilen um 23,1% abnahm und die von Kleinlastern u.dgl um 17,2% zunahm. Die Lieferungen an die Agenturen lagen im Mai mit 79.521 Kfz um 31,7% über dem Vorjahr und um 16,7% über April. Im Mai ist eine deutliche Tendenzwende im positiven Sinn eingetreten. In 5 Monaten 2017 betrugen die Lieferungen 334.700 Einheiten, 18,9% über dem Vorjahr. Die Exporte lagen im Mai mit 19.956 Einheiten um 9,7% über dem Vorjahr. In 5 Monaten waren es 78.720 Kfz., 6,1% über dem Vorjahr. Der Import betrug (ohne Veränderungen des Bestandes zu berücksichtigen) 54.204 Einheiten, was 68% der Lieferungen an die Agenturen ausmacht. Brasilianische Automobile, Lastwagen und Kleinlaster haben die argentinische Produktion stark verdrängt, seit das System des kompensierten Austausches, das vorsieht, dass höchstens 1,5 Kfz für jedes exportierte eingeführt werden können, nicht mehr eingehalten wird, obwohl es formell weiter gilt. In 5 Monaten 2017 wurden 1,8% Kfz für jedes exportierte importiert.
***
Der Verkauf von Traktoren lag im 1. Quartal 2017 mit 1.664 Einheiten um 75% über dem Vorjahr, und der von Erntemaschinen stieg um 25% auf 344 Einheiten, hat die Föderation der Industrie von Santa Fé auf Grund von INDEC-Zahlen bekanntgegeben. Bei Saatmaschinen lag die Zunahme bei 24%. Der Anteil importierter Traktoren und Erntemaschinen am lokalen Verkauf ist stark gestiegen.
***
Die Landesrisikorate ist am Montag auf 397 Basispunkte (gleich 3,97 Prozentpunkte) gesunken, der niedrigste Stand seit April 2016. In einem Monat betrug der Rückgang 2,2 Prozentpunkte. Das Landesrisiko wird als Differenz der Rendite argentinischer Staatspapiere mit US-Schatzscheinen gemessen.
***
Im Mai nahm die Provinzverwaltung von Buenos Aires $ 17,23 Mrd. an eigenen Steuern ein 29,7% mehr als im Vorjahr. Von den provinziellen Steuereinnahmen entfallen $ 11,74 Mrd. auf die Bruttoumsatzsteuer, die 24,4% mehr als im Vorjahr ergab. Die Kfz-Steuer ergab $ 2,43 Mrd., 56,1% mehr als im Vorjahr, und die Immobiliensteuer $ 728 Mio., 111,4% über dem Vorjahr. Der Erlös der Stempelsteuer lag mit $ 1,63 Mrd. um 63,2% über dem Vorjahr. In den ersten 5 Monaten betrugen die provinziellen Steuereinnahmen $ 84,69 Mrd, 32,3% über dem Vorjahr.
***
Der Oberste Gerichtshof hat die volle Gültigkeit des Höchstbetrages bestätigt, der bei der obligatorischen Automobilversicherung besteht. Der Präsident des Verbandes der Versicherungsgesellschaften, Francisco Astelarra, erklärte, damit werde einer Lage ein Ende gesetzt, die für die Versicherungsanstalten nicht tragbar ist, nämlich der Verurteilung zur Zahlung von Beträgen, die über dem im Versicherungsvertrag vorgesehenen Höchstwert liegen, auf dem die Berechnung der Prämie beruht.
***
Bei der Kabinettssitzung vom Dienstag legte Schatzminister Nicolás Dujovne einen Bericht über die Staatsfinanzen vor, und wies auf die Notwendigkeit hin, die Staatsausgaben real zu senken, um das primäre Defizit von 4,2% in diesem Jahr auf 3,2% im nächsten zu senken. Präsident Macri unterstützte diese Politik, aber ohne die Sozialausgaben zu verringern. Es geht darum, unnötige Programme abzuschaffen, und die bürokratischen Strukturen zu verringern, was auch mit weniger Staatssekretariaten und Unterstaatssekretariaten einhergeht. In der Regierung ist das Bewusstsein aufgekommen, dass das bestehende Defizit auf Dauer untragbar ist, und auch die Staatsverschuldung zu stark zunimmt.
***
Das Institut für die Förderung von Zucker und Alkohol (Ipaat) hat die Zuckerproduktion dieses Jahres auf 1,91 Mio. Tonnen angesetzt, von denen 1,53 Mio. Tonnen für den Binnenkonsum und 414.000 Tonnen für den Export bestimmt sind, wobei die Reserve leicht abnimmt, und 140.000 Tonnen betragen wird. Gegenwärtig sind 23 Zuckerfabriken in den Provinzen Tucumán, Jujuy und Salta tätig.
***
Der Rinderbestand der Provinz Buenos Aires erreichte im 1. Quartal 2017 18,6 Mio. Tiere, gab das Statistische Amt der Provinz bekannt. Es ist der höchste Bestand in 8 Jahren, und er stellt 34,9% des landesweiten Rinderbestandes von geschätzten 53,4 Mio. Rindern dar. Die Schlachtungen lagen im 1. Quartal in der Provinz Buenos Aires bei 1,51 Mio. Rindern, 5% über dem Vorjahr.
***
Der Verkauf von gebrauchten Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern lag im Mai mit 143.095 Einheiten um 18,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Kammer des Kfz-Handels CCA. In 5 Monaten 2017 waren es 10,7% mehr als im Vorjahr. Für jedes neue Kfz werden über zwei gebrauchte verkauft, was die Kettenwirkung aufzeigt.
***
Im Mai reisten 2,06 Mio. Personen mit dem Flugzeug ab argentinischen Flughäfen, 24% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Transportministerium. Die ersten 5 Monate lagen um 13,2% über dem Vorjahr, wobei die Zunahmerate bei internen und bei internationalen Flügen etwa gleich war.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
General Motors und Pirelli gaben bekannt, dass sie Venezuela verlassen. Am 18. April hat das Verfassungsgericht die Beschlagnahme der Aktiven von GM im Land verfügt, wegen eines Konfliktes aus dem Jahr 2000. Die Klage stammte von einem Inhaber einer Agentur, dem die Konzession gekündigt worden war. GM wurde verurteilt, einen Betrag zu zahlen, der zum offiziellen Kurs u$s 4,76 Mrd. und zum freien u$s 103 Mio. entsprach. Auch dieser Betrag hat keinen vernünftigen Grund. GM war seit 75 in Venezuela tätig, auch mit einer Fabrik für 45.000 Kfz pro Jahr. Pirelli schließt seine Reifenfabrik, die sie seit seit 25 Jahren betreibt, weil sie den Rohstoff nicht importieren kann. Vorher hatte United Airlines schon verfügt, dass ihre Flüge nach Venezuela aufgehoben werden.
***
Boliviens Staatspräsident Evo Morales will das Jahrhundertprojekt einer Zugstrecke vom Atlantik zum Pazifik bis zum Jahr 2025 Realität werden lassen. „Dieser Zug zwischen den Ozeanen wird der Panamakanal des 21. Jahrhunderts“, sagte Morales in einem Interview der Deutschen Presse-Agentur. „Der Traum ist, dass er fertiggestellt wird bis 2025, wenn Bolivien 200 Jahre Unabhängigkeit feiert.“ Bolivien werde die meisten Investitionen tragen, mit Hilfe Chinas und Europas. Geplant ist eine rund 3750 km lange Güter- und Personenverkehrsstrecke vom Hafen im brasilianischen Santos am Atlantik durch das Tiefland Boliviens über die Großstadt Santa Cruz, die Anden hinauf und auf peruanischer Seite wieder hinunter zum Hafen in Ilo. So sollen lange Schiffspassagen vermieden und der Gütertransport nach Asien und Europa beschleunigt werden. Schätzungen aus Bolivien gehen von Kosten von mindestens E 13 Mrd. für den Zug „zwischen den Ozeanen“ aus. Viele Schienenstränge müssten erst noch gebaut sowie mehrere Tunnel in den Anden gebohrt werden. Unternehmen aus Deutschland und der Schweiz haben bereits Interesse bekundet. „Zunächst war es zwischen Brasilien, Bolivien und Peru geplant“, sagte Morales. „Nun machen auch Paraguay und Uruguay mit. (dpa)
***
In Mexiko erreichte die Automobilproduktion in 5 Monaten 2017 1,5 Mio. Einheiten, 14,4% über dem Vorjahr. In Brasilien wurden in der gleichen Periode 23,4% mehr Kfz als im Vorjahr erzeugt, wobei Mai sogar um 33,8% über dem Vorjahr lag. In beiden Ländern stiegen auch die Exporte: in Mexiko um 13,9% (77,4% nach den Vereinigten Staaten und 6,7% nach Kanada), und in Brasilien um 51%.
***
Die USA und Mexiko haben im Streit um Zuckerexporte eine vorläufige Vereinbarung erzielt. Sie sieht unter anderem vor, dass Mexiko seine Ausfuhren von raffiniertem Zucker deutlich verringert, wie US-Handelsminister Wilbur Ross und der mexikanische Wirtschaftsminister Ildefonso Guajardo am Dienstagabend (Ortszeit) in Washington mitteilten. Vor den anstehenden Neuverhandlungen über das Nordamerikanische Freihandelsabkommen (Nafta) zwischen den USA, Mexiko und Kanada soll damit ein wichtiger Streitpunkt aus dem Weg geräumt werden. „Wir haben die mexikanische Seite dazu gebracht, fast allen Forderungen der US-Industrie zuzustimmen, um Fehler im gegenwärtigen System anzugehen und eine faire Behandlung der amerikanischen Zuckerpflanzer und -verarbeiter sicherzustellen“, sagte Ross. Er hoffe, dass auch die US-Industrie dem Abkommen zustimmen werde. Unter anderem soll der Importanteil von raffiniertem Zucker in die USA von 53% auf 30% sinken. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Alvear Icon Hotel & Residences
Neue Attraktion im Stadtvierel Puerto Madero: Der Sutton-Konzern, der das Hotel Alvear besitzt, hat am Dienstag in der Straße Aimé Painé 1130 ein neues 5-Sterne-Hotel eröffnet. Der Komplex mit dem oben angeführten Namen stellt eine Investition von u$s 140 Mio. dar. Es handelt sich um ein Hochhaus von 33 Stockwerken mit 150 Zimmern, Restaurants, Bars und einem Großraum für Zusammenkünfte und Konferenzen mit einer Kapazität von 1200 Personen. Gleichzeitig baut der Konzern am Dock 2 von Puerto Madero das Hochhaus “Alvear Tower” mit 54 Stockwerken, das höchste in Südamerika, für das eine Investition von u$s 200 Mio. vorgesehen ist. Zur Einweihung waren die Bundesminister Gustavo Santos (Tourismus) und Guillermo Dietrich (Verkehr) sowie der Regierende Bürgermeister der Hauptstadt, Horacio Rodríguez Larreta, erschienen. Santos verlieh der Hoffnung Ausdruck, dass das neue Hotel bald ein Symbol für ein Argentinien werde, das „wir alle erträumen“. Rodríguez Larreta meinte, um Investoren nach Argentinien zu locken, werbe man am besten mit erfolgreichen Projekten hier vor Ort - wie dem neuen Alvear Icon Hotel. Der Bürgermeister hatte am selben Tag bereits die neue Metrobus-Linie nahe Puerto Madero eingeweiht.
Nitron Group
Dieser zweitgrößte “Trader” von Düngemitteln der Welt und Hauptlieferant an die Mercosur-Staaten, hat eine Investition von u$s 40 Mio. bekanntgegeben, um sich in der Freihandelszone von Villa Constitución, am Parana-Fluss, niederzulassen, die die Firma OTP-Group von 2010 an für 30 Jahre betreibt. Nitron wird auf 15 der 60 ha des Geländes 150.000 Tonnen solider und 60.000 Tonnen flüssiger Düngemittel lagern. Auf diese Weise kann der lokale Markt unmittelbar versorgt werden, wobei auch innerhalb der Freihandelszone Mischungen von Düngemitteln und besondere Zubereitungen erfolgen sollen. 2016 wurden in Argentinien 3,6 Mio. Tonnen Düngemittel eingesetzt, 60% über dem Vorjahr, von denen Nitron 35% geliefert hat. Für 2015 wird mit einer Verdoppelung des Konsums gerechnet.
IRSA
Dieses Immobilienunternehmen, das auch Shoppingcenter betreibt, hat das Gebäude der Firma Philips, an der Avenida General Paz, für u$s 29 Mio. gekauft, um es seinem Shopping-Center Dot anzuschließen. Dort sollen sich zunächst Falabella und Mercado libre niederlassen. Dann sollen drei Bürogebäude errichtet werden und eventuell auch ein Hotel. Das Philips-Gebäude soll gelegentlich abgerissen werden.
YPF
Das Unternehmen hat eine Investition von u$s 46 Mio. angekündigt, um die Kapazität der Anlage zur Gasverarbeitung in Fernández Oro, Provinz Río Negro, zu verdoppeln. Auf diese Weise soll diese Anlage dann 4 Mio. cbm Gas täglich in die Leitung pumpen. Im 2. Halbjahr 2018 soll die Erweiterung beendet sein.
JBS
Dieser weltweit führende brasilianische Konzern der Rindfleischindustrie (der jetzt im Korruptionsskandal verwickelt ist, der Präsident Michel Temer belastet) hat seine Schlachthöfe in Argentinien, Paraguay und Uruguay an die brasilianische Minerva für u$s 300 Mio. verkauft. In Argentinien besitzt JBS fünf Schlachthöfe, je einen in Rosario, Venado Tuerto, Pontevedra, Jesús María und Berazategui sowie eine Fabrik für Hamburger in Pilar, und dort auch ein Verteilungszentrum. Diese Schlachthöfe haben eine Kapazität von 5050 Rindern pro Tag, und können 4774 Tonnen Rindfleisch pro Monat verarbeiten. Abgesehen von den Schlachthöfen hat Minerva auch die Marken Swift und Cabaña Las Lilas übernommen.
Allianz
Dieser weltweit führende deutsche Versicherungskonzern hat den blinden Athleten Martin Kremenchuzky zum Allianz-Botschafter beim Rennen “Word Run Argentina” ernannt, eine Initiative für die Belegschaft der Gruppe. Dieses Rennen dauert drei Monate, und verfolgt ein doppeltes Ziel: 1. Einen neuen Rekord für die längste Strecke, die eine Mannschaft in 90 Tagen hinterlegt; 2. Über die Stiftung SOS Kinderdorf zu verschiedenen sozialen Projekten beizutragen. Letztes Jahr beteiligten sich am Rennen über 12.000 Angestellte der Firma, die insgesamt 1,4 Mio. km hinterlegten. Martin Kremenchuzky ist Informatik-Ingenieur, und Triathlet. Er leidet seit seiner Geburt am Usher-Syndrom, eine genetische Krankheit, die zu Taubheit und progressiver Blindheit führt. Vom einfachen Rennen ging er auf Marathon-Rennen über, wurde nachher auch Ruderer und schließlich Triathlet. 2015 beteiligte er sich an der Iron Man von Brasilien, wo er den ersten Platz einnahm. Unlängst beteiligte sich er auch am Iron Man von Südafrika.
Wirtschaftsübersicht
Die staatlichen Fehlinvestitionen hören nicht auf
Als Fehlinvestitionen bezeichnet man solche, die entweder keinen vernünftigen Sinn haben, oder bei den Prioritäten hinter anderen möglichen Investitionen stehen, und gelegentlich auch solche, die einfach falsch, also zu teuer oder mit Projektfehlern, durchgeführt worden sind. In die erste Kategorie fällt an erster Stelle der Ausbau des Kohlebergwerks in Río Turbio, Provinz Santa Cruz, und noch mehr, das Kraftwerk, das die Kirchners dort errichtet haben, um Kohle zu verbrennen, deren Förderung jedoch den Bedarf des Kraftwerkes nur zu 20% deckt. Auch Tecnópolis war eine Fehlinvestition von CFK, weil das besser gelegene Gelände von “La Rural” in Palermo für die dort durchgeführten Ausstellungen hätte eingesetzt werden können. Die Umwandlung des traditionellen Postgebäudes in einen Konzertsaal war ebenfalls eine falsche Entscheidung, weil es für diesen Zweck schon die Theater Colón, San Martín, Cervantes und Avenida gibt, die nicht entfernt voll ausgelastet sind. Das Postgebäude hätte für die Unterbringung der zahlreichen in der Stadt verstreuten Gerichte eingesetzt werden sollen. Ebenfalls sind unter der Regierung von Cristina Kirchner mehrere Projekte angekündigt worden, die zum Glück nicht durchgeführt wurden, jedoch klare Fehlinvestitionen waren: der Hochgeschwindigkeitszug von Buenos Aires bis Córdoba, das Hochhaus (von 300 Metern!) auf der Insel Maciel (am Hafen von Buenos Aires), das für Fernseh- und Rundfunkstudios plus Hotel bestimmt war, u.a. Allein, auch unter der Macri-Regierung bestehen Projekte dieser Art, die hoffentlich auch versanden, an erster Stelle das einer unterirdischen Verbindung der Bahnstationen Retiro, Constitución und Once (benannt RER, Red de Expresos Regionales), dessen Kosten schon mit u$s 2,13 Mrd. veranschlagt wurden, und an zweiter die Verlegung der nördlichen Autobahn der “9 de Julio”, benannt Illia.
Doch die zweite Kategorie trat unter CFK viel häufiger auf, an erster Stelle beim Bau von Straßen in Santa Cruz, wo die Verkehrsdichte minimal ist und Erdstraßen gut sind, weil es kaum regnet, statt sie in Buenos Aires u.a. Provinzen zu bauen, wo der Verkehr sehr intensiv ist und wo auch Autobahnen notwendig sind, die beim Straßenbau erste Priorität haben, wobei nur eine (Rosario-Córdoba) unter den Kirchners gebaut wurde. Und in die dritte Kategorie fallen auch Projekte über den Bau von Sozialwohnungen, die als solche notwendig waren, bei denen viel Geld vergeudet wurde, weil sie in vielen Fällen nicht fertig gebaut wurden und dann verkommen sind, auch weil die Wohnungen zu teuer gebaut wurden, und dann auch, weil Bauprogramme an die Mütter de Plaza de Mayo (Hebe Bonafini) und die Tupac Amarú (Milagro Sala) vergeben wurden, die nichts davon verstehen und lauter Unfug gemacht haben, abgesehen davon, dass sie einen großen Teil der zugeteilten Mittel gestohlen haben.
Die Sorge um die Staatsinvestitionen kam schon 1977 auf, als dem Gesetz über den Staatshaushalt ein Artikel eingefügt wurde, der bestimmt, dass bei Staatsinvestitionen ab einem gewissen Betrag eine Studie über die wirtschaftliche Rentabilität erforderlich ist. In den folgenden Jahren wurden auch Prioritäten aufgestellt, und schließlich die Staatsinvestitionen in ein langfristiges Investitionsprogramm eingeschlossen, das sich an die finanziellen Möglichkeiten hielt. Das wurde jedoch später aufgegeben. In den 90er Jahren, unter Cavallo als Wirtschaftsminister, wurde diese Finanzplanung der Staatsinvestitionen durch ein besonderes Gesetz genauer definiert. Auch das wurde nicht eingehalten.
2008 wurde das Gesetz über die Grundsätze des Staatshaushaltes dahingehend geändert, dass ein Programm prioritärer Investitionen geschaffen wurde, die einmal willkürlich bestimmt wurden (wobei die Prioritäten nach politischen Kriterien bestimmt wurden), und dann nicht zu den Staatsausgaben addiert wurden, so dass sie beim Defizit der Staatsfinanzen nicht zum Ausdruck kommen sollten. Doch schließlich wurden sie doch hinzugezählt, weil es bei der staatlichen Buchhaltung keine andere Möglichkeit gab. All dies war ein großer Rückschritt bei den Staatsfinanzen.
Von den vielen Fehlinvestitionen der Kirchners, und besonders der Regierung von Cristina K., muss, abgesehen von den oben erwähnten Fällen, die Umwandlung der Sarmiento-Eisenbahn in eine Untergrundbahn erwähnt werden, dessen Kosten auf u$s 3 Mrd. veranschlagt worden sind, wobei es voraussichtlich viel mehr sein wird. Statt dessen liesse sich der Fall mit 35 Tunnels unter den bestehenden Bahnkreuzungen lösen, die insgesamt keine 10% des genannten Betrages kosten würden. Auf diese Weise könnte die Eisenbahn mit einem Zug alle drei Minuten tätig sind, wie eine U-Bahn, was eine qualitative Verbesserung des Dienstes darstellt und auch erlaubt, das viel mehr Züge fahren und viel mehr Passagiere transportiert werden. Leider wurde der Bau dieser U-Bahn von der Macri-Regierung beibehalten und die Ausgrabung des Tunnels begonnen. Doch eventuell bietet der Korruptionskonflikt mit der Firma Odebrecht, die maßgeblich am Bau beteiligt ist, die Gelegenheit, das Projekt aufzugeben. Es ist billiger, den schon investierten Betrag als verloren zu betrachten, als das Projekt weiterzuführen. Die Ausgrabungsmaschine, die in Deutschland gekauft wurde, sollte der Stadtverwaltung von Buenos Aires übertragen werden, die weiter U-Bahnen bauen muss.
Auch die beiden Wasserkraftwerke in Santa Cruz sind eine Fehlinvestition, weil die Stromkosten dabei sehr hoch sind, laut Fachstudien mehr als doppelt so hoch wie bei anderen möglichen Wasserkraftwerken. Rein wirtschaftlich haben andere Projekte Vorrang, an erster Stelle die jetzt angekündigte Erhöhung der Kapazität von Yacyretá und das Wasserkraftwerk Aña Cuá am Nebenarm des Paraná-Flusses,und dann die Kraftwerke Garabí am Uruguay-Fluss, und Chihuido am oberen Lauf des Limay-Flusses in Neuquén. Leider hat Präsident Macri jetzt dem chinesischen Präsidenten versprochen, die Wasserkraftwerke in Santa Cruz in Angriff zu nehmen. Das ursprüngliche Projekt wurde zwar verbessert, aber die Kosten pro Kilowattstunde verbleiben zu hoch.
Auch die zwei Kernkraftwerke, die von einem chinesischen Unternehmen gebaut und einer Bank finanziert werden sollen (auch ein Projekt, das unter der Regierung von CFK schon abgeschlossen wurde), sind eine fragwürdige Investition. Es heißt, die Kosten je Kilowattstunde sollen das Vielfache der von anderen Kraftwerken betragen. Die Regierung sollte zumindest dieses Thema aufklären.
Fast alle staatliche Investitionen haben während ihrer Durchführung eine positive Wirkung auf die Konjunktur, ganz unabhängig von ihrer Eigenart und ihrem dauerhaften Beitrag Wirtschaft. Sie schaffen Arbeitsplätze, direkt und indirekt, und bringen eine hohe Nachfrage nach Zement und allerlei anderer Materialien mit sich. Doch diese kurzfristige Wirkung sollte uns nicht vergessen lassen, dass es bei Staatsinvestitionen grundsätzlich um die langfristige Wirkung auf das wirtschaftliche Wachstum und auch die Verbesserung der Lebensqualität der Menschen und Lösung von sozialen Problemen geht (wie beim Bau von Wohnungen, Hospitälern und Schulen). Die finanziellen Mittel für Staatsinvestitionen sind beschränkt und müssen deshalb sorgfältig eingesetzt werden, so dass eine höchstmögliche langfristige Wirkung erreicht wird. Dass die Kirchners, mit ihrem populistischen Grundkonzept, dies nicht begriffen, muss als Tatsache hingenommen werden. Doch von Macri erwartet man Rationalität und eine langfristige Sicht der Wirtschaft. Und deshalb muss man sich Sorgen machen, wenn auch er viele teure Fehlinvestitionen durchführt. Es ist an der Zeit, dass sich Präsident Mauricio Macri und die für Wirtschaft und Finanzen zuständigen Minister bezüglich Staatsinvestitionen Gedanken über die Auswahl, die Optimierung, die Finanzplanung und die korrekte Durchführung der Projekte machen.
Wirtschaftsübersicht
Die Kirchner-Korruptionsmanöver bei YPF
Mit dem Tod von Aldo Ducler, der in der Vorwoche als Folge eines Herzinfarkts auf der Straße Corrientes Höhe 400 zusammenbrach, und dann auf dem Weg ins Krankenhaus oder dort starb, sind wichtige Einzelheiten des Manövers der Kirchners bezüglich YPF aufgekommen, sowohl über die rückständigen Gebühren, die Néstor Kirchner als Gouverneur der Provinz Santa Cruz eingesteckt und auf eigene Konten im Ausland überwiesen hat, wie über den sonderbaren Kauf von 25% des YPF-Kapitals durch den K-Strohmann Eskenazi. Kurz vor seinem Tode hatte Ducler dies bekanntgegeben und angezeigt. Und danach wurde er, wie es sein Sohn jetzt sagte, bedroht, was man in diesem Fall ernst nehmen musste. Denn die Kirchners und ihre Gruppe scheuen nicht vor Gewalt.
Ducler verwaltete ein Finanzunternehmen, “Mercado abierto”, über das er seinerzeit Finanzgeschäfte der Kirchners erledigt hat. Jetzt hat offensichtlich etwas in seiner Beziehung zu den Kirchners nicht geklappt, so dass er Informationen, die er damals erhielt, u.a. auch die Nummern der Kirchner-Konten bei Banken im Ausland, dem Amt über Geldwäsche (UIF, Unidad de Información Financiera) mitgeteilt hat.
Vorher hatte Ducler hohe öffentliche Ämter bekleidet, einmal unter der Regierung von Lanusse und dann unter der von Bignone, in beiden Fällen mit Jorge Wehbe als Wirtschaftsminister, den er 1982 kurze Zeit als Schatzsekretär begleitete. Unter der Militärregierung war er auch Staatssekretär im Planungsministerium, und in den 90er Jahren unterstützte er Menem. Er war im Establishment eine bekannte Persönlichkeit.
Das staatliche Erdölunternehmen YPF wurde 1993 unter der Menem-Regierung privatisiert, nachdem José Estenssoro das Unternehmen gründlich rationalisiert hatte, mit einer Verringerung der Belegschaft von 52.000 auf 6000 Personen, bei gleichzeitiger Produktionserhöhung. Danach expandierte das Unternehmen, und die Belegschaft stieg auf ca. 10.000 Personen. Die Privatisierung erfolgte über die Börsen von Buenos Aires und New York, wobei der argentinische Staat mit einigen Erdölprovinzen, wie Santa Cruz, einen Kapitalanteil von ca. 20% behielt. Unter der Leitung von Estenssoro dehnte YPF dann seine Tätigkeit international aus, und kaufte auch die US-Erdölfirma Maxus.
Ende 2007 (Menem-Regierung) kaufte dann die spanische Repsol das Unternehmen und zahlte dabei u$s 15 Mrd. für 100% des Kapitals. Ein merkwürdiges Geschäft, nachdem es keinen Grund gab, das schon erfolgreich privatisierte und gut verwaltete Unternehmen YPF an einen ausländischen Konzern zu verkaufen, der dabei andere Interessen verfolgte, als die Argentiniens. YPF war zwar ab 1993 ein Privatunternehmen, aber der Staat hatte einen direkten Einfluss, was logisch ist, da es sich darum handelte, die lokalen Erdöl- und Gasressourcen auszubeuten und Importe zu vermeiden. Repsol ging es hingegen nur um den Gewinn des Konzerns, so dass es kein Interesse hatte, hier zu investieren, wenn woanders bessere Möglichkeiten bestanden. Es heißt, Repsol habe beim Kauf von YPF Schmiergelder an Deputierte, Senatoren u.a. für u$s 200 Mio. verteilt. Das wird durch die Tatsache bekräftigt, dass kein Politiker protestierte. Auch notorische Nationalisten nicht. Doch nachweisen lässt es sich nicht.
Néstor Kirchner stellte 1993 als Gouverneur von Santa Cruz, mit Cristina K. als Senatorin, die Bedingung, dass ihm die von YPF geschuldeten Erdöl-und Gasgebühren vorher gezahlt würden. Diese Erpressung war erfolgreich, und die Provinz erhielt u$s 654 Mio, von denen sie dann u$s 290 in YPF-Aktien anlegte, die sie zu u$s 19 pro Aktie kaufte. Als Repsol kaufte, zu u$s 44 pro Aktie, stieg der Gesamtbetrag auf über eine Milliarde Dollar. Dieser Betrag gehörte dem Provinzstaat von Santa Cruz, aber Néstor Kirchner steckte ihn in seine Tasche. Das klingt unglaublich, aber es war so, und niemand hat dies damals beanstandet. Eigentlich hätte die Provinz dabei zwangsverwaltet und Néstor Kirchner vor der Justiz angeklagt werden müssen.
Nicht genug damit, wollte sich Néstor Kirchner später YPF persönlich aneignen. Das tat er dann über einen Strohmann namens Eskenazi, dem er schon die Bank von Santa Cruz übergeben hatte, der außerdem das Bauunternehmen Petersen besaß. Repsol verkaufte 25% des Aktienkapitals an Eskenazi, der für diesen Zweck die Firmen Petersen Energía in Spanien und Australien gründete, so dass er kein steuerliches Problem in Argentinien hatte. Das Aktienpaket wurde für insgesamt u$s 3,25 Mrd. verkauft, und mit einem Kredit der Schweizer Bank Credit Suisse für u$s 2,24 Mrd. und einem von Repsol von u$s1,01 Mrd. finanziert. Der Kredit sollte mit den Bardividenden von YPF amortisiert werden, so dass der Kauf eigentlich ein Geschenk war. Zu diesem Thema hat Aldo Ducler jetzt in seiner Anzeige hinzugefügt, dass N. Kirchner der Bank eine entsprechende Garantie gegeben hat, mit den Fonds der YPF-Gebühren, die er im Ausland deponiert hatte. Es war somit, wie es im Bankjargon heißt, ein “back to back-Geschäft”, bei der die Credit Suisse nur den Namen hergab und eine Provision kassierte.
Repsol hat daraufhin YPF finanziell ausgehöhlt. In der Periode 2008-2010 hat YPF einen Gewinn von $ 12,92 Mrd. ausgewiesen, aber Bardividenden von $ 14,91 Mrd. ausgezahlt, also 115% des Gewinnes, was völlig anormal war und zu einer bedeutenden Neuverschuldung des Unternehmens führte. Dieser Skandal wurde jedoch von der Regierung nicht beanstandet, weil sonst das Geschäft mit Eskenazi geplatzt wäre.
Repsol wusste, dass YPF mit den Kirchners keine Zukunft hatte, und zog sich, ohne es an die große Glocke zu hängen, von seiner YPF-Beteiligung zurück, einmal mit den Bardividenden auf die verbleibenden 75% des Kapitals, das ihr gehörte, und dann durch Übertragungen von Auslandsanlagen des Unternehmens auf Repsol. Die spanische Firma hat auch insofern vom YPF-Kauf profitiert, von der sie Technologie über den “upstream” (Forschung und Förderung von Erdöl und Gas) übernommen hat, die sie nicht besaß, weil sie vorher nur beim “downstream” (Raffinierung und Vertrieb) tätig gewesen war. Das hat Repsol bei ihrer weiteren internationalen Expansion geholfen.
Die Lage von YPF, mit einem Mehrheitsaktionär, der kein Interesse mehr am Unternehmen und seiner weiteren Entwicklung hatte, war unhaltbar geworden, und konnte auf Dauer von der argentinischen Regierung nicht geduldet werden. So beschloss Cristina Kirchner, dass der Staat die Kapitalmehrheit übernimmt. Dabei wurden Aktien, die Repsol gehörten, einfach auf den Staat übertragen (was zunächst eine Konfiskation war), und Wirtschaftsminister Axel Kiciloff behauptete damals, dies koste nichts, weil es mit Repsol-Schulden ausgeglichen werde, über deren Art und Umfang er jedoch keine weiteren Angaben gab. Doch schließlich einigte sich die Regierung mit Repsol, und zahlte ca. u$s 10 Mrd. für 51% des Kapitals. Das ganze Unternehmen ist heute gemäß Börsenwert weniger wert. Diese Zahlung wird somit auch der Korruption verdächtigt. Angeblich soll Ducler auch angegeben haben, dass Repsol insgesamt, also mit dem Aktienverkauf, den Bardividenden u.a. Verkäufen, u$s 27 Mrd. eingenommen habe, also u$s 14 Mrd. netto (gleich 80%) auf den ursprünglichen Kaufpreis verdient hat. Nicht schlecht!
Bei der Übernahme der Kontrollmehrheit durch den Staat brach auch der Verkauf von 25% der YPF-Aktien an den Eskenazi-Konzern Petersen zusammen, bei dem noch eine Schuld verblieb. Über dies und den Eskenazi-Besitz von YPF-Aktien wurde keine Auskunft erteilt. Was jetzt bekannt wurde, ist, dass die Eskenazis einen Prozess wegen Schadenersatz gegen YPF angestrengt haben, den sie an einen US-Geierfonds verkauft haben, der jetzt u$s 3 Mrd. fordert und Klage beim einem Gericht in New York eingereicht hat, angeblich dem von Thomas Griesa.
Der Prozess ist jedoch nicht so einfach, nachdem davon ausgegangen werden muss, dass der Kauf der YPF-Aktien durch die Eskenazis ein krummes Geschäft war, bei dem sie als Strohmänner von Néstor Kirchner auftgetreten waren. Wenn man sich streng an das formelle Recht hält, kann der Geierfonds den Prozess gewinnen; doch wenn man davon ausgeht, dass das Aktienpaket von YPF an Eskenazi geschenkt wurde, und das Thema im Rahmen der gigantischen Kirchner-Korruption behandelt wird, die auch hier zum Ausdruck kommt, sieht der Fall anders aus. Ethik und Recht hängen eng miteinander zusammen, und das kommt in letzter Zeit im Rahmen von Schmiergeldaffären von Grossunternehmen immer stärker zum Vorschein. Interessant ist jetzt, dass auch dieses Thema dank Aldo Ducler an die Oberfläche gerückt ist. Denn bisher hatte sich kaum jemand Gedanken darüber gemacht. Auf alle Fälle ist die Regierung jetzt in Zugzwang geraten, und muss den Fall erklären, und sich auch um die Verteidigung vor Gericht kümmern.